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Zur Handhabung der Muſiklicenzvorſchriften und des 
einſchlägigen Strafverfahrens. 
Von Wenzel Trümmel, k. k. Polizeiconcipiſten in Prag. 
(Schluß.) 


Wir müſſen nun leider conſtatiren, daß uns auf der Suche nach 
einer beſtimmten Vorſchrift, derzufolge die Abhaltung einer entree— 
freien Harmoniemuſik an eine bei der politiſchen oder Polizeibehörde 
zu erwirkende Licenz, reſp. an die Verpflichtung der vorherigen An— 
meldung und Entrichtung der allgemeinen Eingabe-Stempelgebühr pr 
50 kr. gebunden erſcheint, bislang nicht gelungen iſt, eine ſolche legale 
Norm aufzutreiben. 


Daß ältere Vorſchriften hierüber nichts enthalten, iſt erklärlic, 


weun man bedenkt, daß dergleichen Productionen in den Gaſthäuſern 
erſt neueren Datums ſind. Dieſelben kamen namentlich dadurch in 
Schwung, daß die anläßlich der Abhaltung von Harmoniemufiken gegen 
Entree abgeforderten Gebühren ſehr häufig die Unternehnier (Gaſtwirthe) 
ziemlich empfindlich trafen, ſo daß dieſelben bald es vorzogen, Muſiken 
ohne Entree einzuführen, den Abgang aber in anderer Weiſe (durch 
Erhöhung der Getränkepreiſe oder Abſammlung „freiwilliger“ Beiträge) 
zu decken. Auf die Tagesordnung kamen aber dergleichen Beluſtigungen 
des Gaſthauspublicums durch Einführung von Piauo's, welche heutzutage 
faſt in keiner Gaſtlocalität gewiſſer Sorte fehlen. Freilich wird in dieſem 
Falle ſowohl die Aufſtellung des Piauo's, als auch das Auſſpielen von 
einer beſonderen behördlichen Bewilligung abhängig gemacht, deren 
Nichtbeachtung — namentlich im Falle der Abhaltung einer „Gehör 
muſik“ durch Auſſpielen — nach der kaiſ. Verordnung vom 20. Avril 
1854, R. G. Bl. Nr. 96, geſtraft wird, und zwar durch Abnahme der 


| 
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Anders aber ſtellt ſich der Fall, wenn bei der beanſtändeten 
Gehörmuſik andere Inſtrumente in Verwendung kommen Da kann nach 
dem dargeſtellten Sachverhalte, vorausgeſetzt, daß die Muſikanten mit 
der vorſchriftsmäßigen Licenz verſehen find, der Wirth wegen augeb- 
licher „Unterlaſſung der Einholung der Muſikbewilligung“ nicht zur 
Verantwortung und Straſe gezogen werden, weil es eben an einer 
geſetzlichen Baſis hiezu mangelt. Wie ſollte auch die entgangene Stempel— 
gebühr im polizeilichen Wege eingetrieben werden? Natürlich nicht anders, 
als im Wege der politiſchen Executiyn. Nun denken wir uns, daß der 
Gaſtwirth mittelſt einer ungeſtempelten Eingabe die Abhaltung einer 
Harmoniemuſik der bezüglichen politiſchen Behörde anzeigt. Da muß 
zweifelsohne das gebühreurechtliche Verfahren platzgreifen. In beiden 
Fällen findet alſo ein von einander verſchiedenes Verfahren ſtatt und 
wird auch die Strafe ſtets anders ausfallen. Schon in Belang auf dieſe 
Erwägung erſcheint die Erlaſſung einer beſtimmten und klaren Vorſchrift 
ſehr wünſchenswerth, noch mehr aber wegen der Bedenken, welche Con— 
ſequenzen ein ſchwankendes, mitunter einander widerſprechendes Verſahren 
in der Praxis erzeugt. Wir wollen nun den zweiten Fall beſprechen. 
| Ad II. Da ift vor allem Anderen zu bemerken, daß die bezüg— 
lichen Vorſchriften lediglich von Ballen (öffentlichen und privaten) und 
öffentlichen Tanzmuſiken ſprechen und dabei, ganz dem Wortbegriffe 
entſprechend, ein eigentliches Arrangement vorausſetzen. So die Polizei— 
orduung für Prag vom 30. April 1787, die Hofkanzlei-Decrete 
vom 24. Auguſt 1826, 3. 24.337, und vom 12. Mai 1827, 3. 13.112, 
die böhmiſche Gubernialverordnung vom 7. Juni 1827, 3 27.086, 
u. ſ. w, ſowie auch das Muſikal-Impoſtpatent vom 7. Jänner 1708, 
(P. G. S. 20 Bd, Beil. ad Nr. 296 p. 668). 

Freilich konnte es nach den damaligen Verhältniſſen keine impro— 
viſirten Tänze in Gaſtlocalitäten in dem Sinne geben, wie ſolche gegen— 
wärtig häufig vorkommen. Das Vereinsleben ſchlief ja damals noch den 
Schlaf der Gerechten und das moderne Piano wurde durch irgend ein patri— 
archaliſches Juſtrument (Dudelſack ꝛc.) erſetzt, das aber nicht immer bei 
der Hand war, daher den tanzluſtigen Gäſten weniger Gelegenheit 
geboten wurde, eine Tanzunterhaltung zu improvifiren. Nach dem klaren 
Wortlaute der obbezogenen Vorſchriften würde durch eine ſolche Impro— 
viſation kaum der Thatbeſtand der Uebertretung „der Abhaltung einer 
Tanzmuſik ohne behördliche Bewilligung“ begründet worden Sein. 

Aber auch gegenwärtig kann man eine von einer Privatgeſellſchaft 
in ihrem Locale improviſirte Tanzunterhaltung logiſcher Weiſe nicht unter 
den Begriff eines „Balles“ ſubſumiren, wenn auch die modernen 
„Tanzkränzchen“, Reunionen ꝛc. begrifflich darunter enthalten ſind und 
der Normalvorſchrift der Gubernialverordnuung vom 7. Juni 1827, 
3 27.086, u. ſ. w unterliegen 

Damit wollen wir aber principiell nicht behaupten, daß ein ſolches 
Unternehmen, welches ſehr leicht in ein ſyſtematiſches Umgehen der 
beſtehenden Polizeivorſchriften ausarten könnte, ſtets ſtraflos bleiben 


fraglichen Bewilligung, welche Strafandrohung bei Ertheilung der Be- 
willigung jedesmal dem bezüglichen Geſuchswerber mitgetheilt wird. 


müſſe. Abgeſehen davon, daß nach der bisher in Kraft beſtehenden 


Polizeiordnung vom Jahre 1787 „Muſik zur Nachtzeit, ſowie überhaupt 


aller Nachtlärm“ verboten erſcheint, ſteht der Behörde durch die kaiſ. 
Verordnung vom 20. April 1854, R G. Bl. Nr. 96, ein Wen 
Ge⸗ und Verbotsrecht zur Seite, wodurch Ausſchreitungen jeweder Art 
hintangehalten werden können. 

Es iſt alſo evident, daß ſchon aus den voraus entwickelten Gründen 
der ſupponirte Thatbeſtand der mehrfach genannten Uebertretung nicht 
vorliegt. Noch weniger zuläſſig erſcheint die Anrufung des einem 
anderen Straferkenntniſſe zu Grunde gelegten Statthaltereierlaſſes vom 
22. Juli 1874, 8. 39.768, reſp. des Finanz⸗Miniſterialerlaſſes vom 
21. Juni 1874, Z. 11739, welcher ja nichts Anderes iſt, als eine 
Interpretirung einiger Abſätze des Gebührengeſetzes und eine Inſtruction 
bildet für die diverſen Adminiſtrativbehörden bezüglich der Stempel: 
behandlung der Geſuche um Licenzen zur Abhaltung von 
Tanzmuſiken. 

Wenn man ſchon die improviſirte Tanzunterhaltung durchaus vom 
Standpunkte der beſtehenden Muſikal-Polizeivorſchriften behandelt wiſſen 
will, ſo wären wohl nachſtehende Normen anzurufen, und zwar: 

a) Die Prager Polizeiordnung vom Jahre 1787, welche be- 
ſagt, daß von jedem Balle und von jeder Tanzmuſik die Polizeibehörde nicht 
nur Kenntniß zu erbalten, ſondern auch hiezu die Bewilligung zu ertheilen 
hat. (Vgl. Art. 34 und 23 eit.) Die Strafe iſt nach Vorſchrift der 
Miniſterialverordnung vom 30. September 1857, R. B. Bl. Nr. 198, 
zu bemeſſen | 

b) Die böhmiſche Gubernialverordnung vom 7. Juni 
1827, 3. 27.086 lerfloſſen auf Grund der Allerhöchſten Entſchließung 


vom 19. Auguſt 1826, Hofkanzlei-Decret vom 24. Auguſt 1826, 
3. 24.337, und Gubernialverordnung vom 24. October 1826, 
3. 52.366), wornach Redouten, öffentliche Bälle und Tanzmuſiken 


ohne Bewilligung der Polizeibehörde nicht gehalten werden dürfen, wie 
auch Hausbälle in den Städten vorläufig bei der Polizeibehörde zu 
melden find — unter Strafe von 10 bis 100 fl. CM. (für Unternehmer 
von Hausbällen, für Tanzgäſte 2 bis 10 fl., für Spielleute Arreſt von | 
3 bis 24 Stunden). Endlich 

c) Das Allerhöchſte Muſikal-Impoſtpatent vom 7. Jän— 
ner 1708, republicirt durch die Kundmachung der k. k. Statthalterei | 
vom 13. November 1851, Fin. Z. 13.938 (L. G. Bl. Nr. 311 ex 1851), 
und zwar 88 1, 10, 11, 12, 13, 14. (VII., VIII. und IX. Abſatz 
des Muſikal-Impoſtpatentes vom Jahre 1708.) 

Darnach haben Private von allen Bällen und Tanzunterhaltungen 
ohne Unterſchied, ob ſelbe unentgeltlich oder gegen Entgeld abgehalten 
werden, den beſonderen Muſikal-Impoſt, welcher nach der Anzahl der 
Muſikanten entrichtet wird, zu zahlen, widrigens ſie (bei Nichtanmeldung 
der Tanzmuſik) nach Umſtänden in eine Strafe von 6 bis 50 fl. CM. 
verfallen. Was nun ſchließlich die Gebührenfrage betrifft, ſo hätte die 
beanſtändete Partei (der Obmann in Vertretung des Vereines) an 
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3. 10.114, wie folgt: Da die Beſchwerdeführer mittelſt eines 
das fürſtbiſchöfliche 


erlaſſes vom 29. Mai 1867, 3. 25.785, mit der Kundmachung 
vom 23. September 1867, 3. 16.392, reſp. vom 13. April 1875, 
8. 14.055. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Auslegung der geſetzlichen Beſtimmung, daß die Entſcheidung 
der Bezirksbehörden bei Berichtigung von Gemeindewählerliſten 
„für die im Zuge befindliche Wahl“ endgiltig iſt. 

Die nach § 17 der Gemeindewahlordnung für Tirol vom Jahre 
1866 gebildete Commiſſion zur Entſcheidung über Einwendungen gegen 
die Wählerliſten in der Gemeinde U. hat unterm 23. April 1881 dem 
Anſuchen von vier Cooperatoren um Aufnahme in die Wählerliſten nicht 
ſtattgegeben und der Bezirkshauptmann in M. unterm 30 April 1881, 
3. 3384, die dagegen eingebrachte Beſchwerde inſoferne nicht aufrecht 
erledigt, als er Verhandlungen über die Gemeindeangehörigkeit der 
Cooperatoren einieitete und die Berufung an die Statthalterei offen ließ. 

Ueber ergriffenen Recurs hat die tiroliſche Statthalterei unterm 
21. Mai 1881, 3. 8710, die Entſcheidung des Bezirkshauptmannes von 
Amtswegen als Nullität behoben und die Fällung einer neuerlichen 
Entſcheidung aufgetragen, da ſich der Bezirkshauptmann beſtimmt für 
oder gegen die angeſuchte Berichtigung der Wählerliſten ausſprechen müſſe, 
indem feine Entſcheidung für die im Zuge befindliche Wahl eudgiltig ſei 
und daher auch die Offenlaſſung der Berufung an die Statthalterei für 
die im Zuge befindliche Wahl ungeſetzlich erſcheine. Weiters hat die 
Statthalterei bemerkt, daß es eventuell den Beſchwerdeführern unbenommen 
bleibt, eine principielle inſtanzmäßige Entſcheidung zu provociren. 

Der Bezirkshauptmann hat nunmehr unterm 23 Mai 1881, 
3. 4129, den Cooperatoren das Wahlrecht auf Grund des § 10 des 


Heimatgeſetzes vom 3. December 1863 abgeſprochen. 
9 9 


Im Recurswege entſchied die Statthalterei unterm 14. Juni 1881, 
durch 
Ordinariat ausdrücklich beſtätigten Decretes des 
Ordensvorſtandes auf einen ſtändigen Hilfsprieſterpoſten angeſtellt wurden, 
im Decrete von einer blos proviſoriſchen Verwendung keine Erwähnung 
geſchieht, und der Umſtand, daß fie dem Stifte St. angehören, eine 
Ausſchließung vom Gemeindewahlrechte an ſich nicht begründet, wird der 
Berufung im Sinne des Landesgeſetzes für Tirol vom 5. Juni 1880, 
L. G. Bl. Nr. 24, Folge gegeben, und bemerkt, daß dieſe Entſcheidung 
auf die im Zuge befindliche Wahl keinen Einfluß ausüben kann und 
daß die Berufung an das Miniſterium des Innern binnen vier Wochen 
offen ſteht. 

Ueber Recurs der Gemeinde U. hat das Miniſterium des Innern 
mit Erlaß vom 13. November 1881, 3. 14.704, die Statthalterei- 
Entſcheidung behoben, „weil das Erkenntniß des Bezirkshauptmannes vom 


Gebühren nachträglich zu entrichten: a) Eingabe-Stempelgebühr pr. 23. Mai 1881, 3. 4129, für die im Zuge befindlich geweſene Wahl 
50 kr. (nach T. P. 43 a. 2), b) den beſonderen Muſikal-Impoſt nach $ 17 G. W. O. endgiltig war und bei Beſtand des k. k. Ver— 
pr. 27 kr. ($ 11 und §8 13 und 14 c des Muſikal-Impoſtpatentes waltungsgerichtshofes, welcher die Beſchwerde der Betheiligten an 
und Erlaß des königlich böhmischen Landesausſchuſſes vom 10. Februar dieſen Gerichtshof auf Grund der 88 2 und 5 des Geſetzes vom 
1859, 3. 344). Von dem Erlage der Fondsgebühr pr. 1 fl. 5 kr., 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36, ermöglicht, kein Grund vor— 
wie ſolche nach der Gubernialverordnung vom 9. Februar 18.50, handen iſt, auf eine Entſcheidung über das Gemeindewahlrecht im gewöhn— 


3. 5608, auch bei entreefreien Privatbällen abzunehmen iſt, falls 
hiebei gedungene oder gezahlte Muſikanten mitwirken, bleibt eine ſolche 
Privattanzunterhaltung nach dem Wortlaute der obbezogenen Gubernial- 
verordnung ex anno 1830 (al. 3, Abſatz 2) befreit. 


Die Anwendung der angezogenen Vorſchriften wird natürlich von 
der Beſchaffenheit, den erhobenen Thatumſtänden des einzelnen Falles 
abhängen und werden die Vorausſetzungen zur Einleitung und Durch⸗ 
führung des beſprochenen Strafverfahrens nicht immer zutreffen, weshalb 
dergleichen improviſirte Beluſtigungen der Ahndung nicht unterliegen werden, 
wenigſtens bleiben die Tanzluſtigen inſolange ſtraflos, als nicht noch 
eine andere Polizeiübertretung mitunterläuft, beiſpielsweiſe Störung der 
Nachtruhe oder Behelligung anderer Gäſte, welche ſich in ihrem Ver— 
gnügen geſtört fühlen würden. Wirthe und Spielleute würden ſich nur dann 
ſtrafwürdig machen, wenn Letztere mit keiner giltigen Muſiklicenz verſehen 
ſein würden. In dieſem Falle unterliegen Beide einer Strafe von 1 fl. bis 
50 fl. oder Arreſtſtrafe bis zu drei Tagen und kann gegen die Spiel⸗ 


lichen Inſtanzenzuge einzugehen“. 


Aumerkung des Einſenders. 


Vor dem Beſtande des Verwaltungsgerichtshofes wurde in der 
Praxis folgender Vorgang eingehalten: Die Entſcheidung der Bezirks— 
behörden war für die im Zuge befindliche Wahl endgiltig. Der Schwer— 
punkt lag auf den Worten: „für die im Zuge befindliche Wahl“. Wer 
ſich durch dieſe Entſcheidung in ſeinem Wahlrechte beeinträchtigt hielt, 
betrat den weiteren Inſtanzenzug und das Miniſterium entſchied prin⸗ 
cipiell endgiltig; die Bezirksbehörde war dann bei kommenden Wahlen 
in gleichen Fällen an das Judicat der letzten Inſtanz gebunden. 

Die SS 3 und 5 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. 
Nr. 36 ex 1876, normiren die Competenz des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes. Selbſtverſtändlich wurde durch das Geſetz über die Errichtung des 
Verwaltungsgerichtshofes an den Normen über die Regelung des 
Inſtanzenzuges der Verwaltungsbehörden nichts geändert. Es iſt alſo 


leute nach Umſtänden ſelbſt mit der Abnahme der Licenz vorgegangen kein Grund vorhanden, die Praxis in Folge der Errichtung des Ver⸗ 
werden, zufolge Kundmachung der k. k. Polizeidirection in Prag vom waltungsgerichtshofes zu ändern. Der 8 5 des obigen Geſetzes ſagt, 
26. October 1851, 3. 45.101, republicirt in Folge k. k. Statthalterei⸗ daß die Beſchwerde bei dem Verwaltungsgerichtshofe erſt dann erhoben 


werden kann, wenn die Angelegenheit im adminiftrativen Wege aus⸗ 
getragen iſt. 

Wenn nun das Gemeindegeſetz beſtimmt, daß die Entſcheidung der 
Bezirksbehörde „für die im Zuge befindliche Wahl“ endgiltig iſt, d. h. 
daß die Wahlhandlung durch eine weitere Berufung nicht beirrt werden 
darf — nicht durch eine weitere Berufung im gewöhnlichen Inſtanzen— 
zuge und nicht durch eine Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof — 
ſo erſcheint damit die Angelegenheit noch nicht im adminiſtrativen Wege 
ausgetragen. Es iſt auch nicht abzuſehen, warum im vorliegenden Falle 
den Parteien verwehrt ſein ſoll, im minder koſtſpieligen und minder 
umſtändlichen ordentlichen Inſtanzenzuge die Erlangung ihres vermeint— 
lichen Rechtes anzuſtreben; in dieſer Anſicht kann uns auch die Ent- 
ſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 8. März 1877, Z. 317, 
Budninsky Nr. 50, nicht beirren. A. B. 


Execution zur Einbringung der vom Verwaltungsgerichtshofe 
auferlegten Koſten. 

Dem A. K. wurde mit Erkenntniß des k. k. Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes vom 26. Mai 1879, 3. 549, ein Koſtenerſatz von 12 fl. zu 
Gunſten des Aerars auferlegt. Die k. k. niederöſterreichiſche Finanz⸗ 
procuratur hat bei dem k. k. jtädt.=deleg. Bezirksgerichte Leopoldſtadt 
ein Mobiliarexecutionsgeſuch eingebracht. Mit den Entſcheidungen des 
k. k. ftädt.-deleg. Bezirksgerichtes Leopoldſtadt vom 15. Auguſt 1880, 
Z. 35.112, und des k. k Oberlandesgerichtes in Wien vom 28. Sep- 
tember 1880, 3. 16.206, wurde dieſes Geſuch ab- und auf den 
adminiſtrativen Weg gewieſen. 

Ueber deu außerordentlichen Reviſionsrecurs der k. k. Finanz⸗ 
procuratur änderte der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 
17. November 1880, 3. 12.932, die beiden unterrichterlichen Erledi— 
gungen und wies das Gericht erſter Inſtanz an, das Exeeutionsgeſuch 
als zur gerichtlichen Behandlung geeignet und gehörend zu erledigen; 
dies in der Erwägung, daß dem Schlußſatze des S 40 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36, des Jahrganges 176, 
im Zuſammenhange mit den übrigen Beſtimmungen dieſes Geſetzes, in 
in der Richtung des Vollzuges der Erfenntniffe des Verwaltungsgerichts— 
Hofes nur der Sinn beigelegt werden kann, daß jene Adminiſtrativ— 
behörde, zu deren Gunſten dem abgewieſenen Beſchwerdeführer der 
Koſtenerſatz auferlegt wurde, nicht durch den Verwaltungsgerichtshof, 
ſondern im eigenen Wege nach Art der Eintreibung analoger Abſtat— 
tungen für die Hereinbringung zu ſorgen hat, wobei nach gemeinen 
Rechtsgrundſätzen, wie ſie auch bei allgemeinen öffentlichen Abgaben zur 
Anwendung kommen, wenn die im adminiſtrativen Wege geſchehenen 
Mahnungen erfolglos bleiben, mit Abſtandnahme von dem Privilegium 
der politiſchen Execution die Hilfe des ordentlichen Richters durch die 
zu ſolchen Vertretungen berufene k. k. Finanzprocuratur in Anſpruch 
genommen werden kann. Jur. Bl. 


Die Frage, ob ein Theil eines öffentlichen Weges ein öffentlicher 

oder ein Privatweg ſei, ſowie der Privatanſpruch auf einen Theil 

eines öffentlichen Weges gehört zur Entſcheidung der autonomen 
Behörden. 

Auf Grund der behufs Anlegung eines neuen Grundbuches für 
die Kataftralgemeinde S. gepflogenen Erhebungen wurde der ganze von 
der Stadtgemeinde K. gegen die Gemeinde S. ſich hinziehende, mit 
Parc.⸗Nr. 336 bezeichnete Weg ungeachtet der von Anton W. auf 
einen Theil dieſes Weges geltend gemachten Anſprüche für öffentliches 
Gut erklärt und Anton W. mit ſeinen Anſprüchen auf den Rechtsweg 
gewieſen. 

Mit der Klage de praes. 20. December 1878, 3. 12.541, 
belaugte auch Anton W. die Gemeinde S. und die k. k. Finanz 
procuratur auf Anerkennung des Eigenthums zu dieſem Theile der 
Parcelle Nr. 336 und Ausscheidung desſelben aus der Reihe der öffent- 
lichen Wege. . 

Während das k. k. Bezirksgericht in K. mit Urtheil vom 17. Sep- 
tember 1880, 3. 9172, nach dem Klagebegehren erkannte, hat das 
ch Oberlandesgericht in Prag über Appellation beider Geklagten nach 
der vom Landesausſchuſſe des Königreiches Böhmen am 19. Jänner 
1881 eröffneten Wohlmeinung mit Eutſcheidung vom 1. Februar 1881, 
Z. 4121, das erſtrichterliche Urtheil und das demſelben zu Grunde 
liegende gerichtliche Verfahren aufgehoben und dem k. k. Bezirksgerichte 
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verordnet, dem Anton W. die Klage vom 20. December 1878, 3. 12.541, 
wegen gerichtlicher Unzuſtändigkeit zurückzuſtellen. 

Denn es handelt ſich hier lediglich um die Entſcheidung der Frage, 
ob der von Anton W. angeſprochene Theil des ſonſt unbeſtritten öffent— 
lichen Weges Parcelle Nr. 336 ein öffentlicher oder ein Privatweg iſt, 
die Entſcheidung dieſer Frage aber gehört zur Competenz der auto— 
nomen Organe. Nach § 48, Abſ. 2 des kaiſ. Patentes vom 20. No⸗ 
vember 1852, R. G. Bl. Nr. 251, ſtellt ſich daher das von dem 
k k. Bezirksgerichte über die vorliegende Klage durchgeführte Verfahren, 
ſowie das angefochtene Urtheil als null und nichtig dar und muß unter 
Behebung der gerichtlichen Acte die Klage wegen gerichtlicher Unzuftändig- 
keit zurückgewieſen werden. 

Gegen dieſe obergerichtliche Erledigung brachte Anton W. den 
Reviſionsrecurs ein, in welchem er ausführte: Das Oberlandesgericht 
habe in Verkennung des Geſetzes vom 18. April 1869, R. G Bl. 
Nr. 44, ſowie der einſchlägigen Beſchlüſſe des oberſten Gerichtshofes 
vom 11. Juli 1872, 3. 6948, und 27. September 1872. 3 9420, 
Spruchrepertorium Nr. 2 und 21, allzuſehr die Wohlmeinung des 
Landesausſchuſſes des Königreiches Böhmen vom 19. Jänner 1881, 
3. 1625, zur Grundlage feiner Entſcheidung genommen. Die darin 
ausgeſprochene Vorausſetzung ſei unrichtig, daß es ſich darum handle, 
ob der ſtreitige Pareellentheil ein öffentlicher oder ein Privatweg ſei 
und in demſelben Maße unrichtig, daß die Entſcheidung dieſer Frage 
zur Competenz der Verwaltungsorgane gehöre. Es handle ſich vielmehr 
darum, ob jener Weg das Eigenthum des Recurrenten iſt oder nicht. 
Nicht die Gemeinde klagt auf Anerkennung der Oeffentlichkeit dieſes 
Weges, ſondern Recurrent auf Anerkennung ſeines Eigenthumes, was 
mit dem öffentlichen Rechte gewiß nichts zu thun hat. Es wird ſich auf 
die Beſtimmung des $ 290 a. b G. B. berufen, nach welchem Ver— 
waltungsbehörden über privatrechtliche Anſprüche zu entſcheiden nicht 
berechtigt find. Dem ſtehe nicht entgegen, daß einige Gemeindeinſaſſen 
ohne ausdrückliche Erlaubniß des Recurrenten über jenen Weg gefahren 
ſind, und daß bei den Vermeſſungen und Mappirungen im Jahre 1841 
die ganze Grundparcelle Nr. 336 als ein öffentlicher Gemeindeweg in 
die Kataſtralmappe und das Parcellenprotokoll aufgenommen wurde. 
Im erſten Falle könnte nur eine Servitut begründet ſein und der 
Kataſter könne nicht als eine öffentliche Urkunde im Sinne der Gerichts— 
Ordnung angeſehen werden, ſondern diene nur zu Steuerzwecken ($ 12 
des Patentes vom 20 April 1785, § 39 der Inſtruction vom 1. Mai 
1819 und Juſt.⸗Min.⸗Erlaß vom 16. April 1871, 3. 3003). Selbſt 
die Finanzprocuratur habe dies dadurch zugeſtanden, daß ſie für den 
Fall der Stattgebung des Klagebegehrens das Anſuchen ſtellte, daß in 
dem Urtheile die Beſchränkung ausgeſprochen werde: „daß die ſtrittige 
Grundparcelle, obgleich im Privateigenthume des Recurrenten ſtehend, 
als öffentlicher Weg zu dienen beſtimmt, und daß dieſe Beſchränkung 
zugleich in dem Eigent humsblatte der Realität des Anton W. Nr.-K. 19 
in S. einzutragen ſei.“ Die Finanzprocuratur anerkenne daher, daß 
ſich die Begriffe „öffentlich“ und „Privateigenthum“ ſehr wohl mit 
einander vertragen, daß alſo eine Sache Eigenthum eines Privaten 
bilden und deſſenungeachtet dem öffentlichen Gebrauche dienen könne. 
Es wird ſich ferners auf das Geſetz vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. 
Nr. 96, berufen, welches im § 9 beſtimmt daß, wenn bei der Ver— 
handlung eine Einigung der Betheiligten nicht erzielt wird, Diejenigen, 
welche die Aenderung einer Eintragung begehren, auf den Rechtsweg 
zu verweiſen ſind unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt hiezu. 
Es wird ſich ferners auf die SS 10, 16, 17 und 18 jenes Geſetzes 
bezogen. Im Hinblicke auf alle dieſe Gründe erſcheine auch die Berufung 
auf den § 48, Abl. 2 des kaiſ. Patentes vom 20. November 1852, 
R. G. Bl. Nr. 251, in der obergerichtlichen Entſcheidung nicht am 
Platze, indem jene Geſetzesſtelle ſogar das Rechtsverfahren dem Ver⸗ 
fahren vor den Verwaltungsbehörden entgegenſtellt, indem ſie von Gegen⸗ 
ſtänden, die gar nicht zum Rechtsverfahren, ſondern vor die Verwaltungs⸗ 
behörden gehören, ſpricht. Es wird gebeten, die obergerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung aufzuheben und dem Obergerichte aufzutragen, in die meritoriſche 
Entſcheidung der Appellation einzugehen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat aber mit Entſcheidung vom 
3. Mai 1881, 3. 3180, dieſem Reviſionsrecurſe unter Verweiſung 
des Recurrenten auf die der Sachlage und dem Geſetze entſprechende 
Begründung der angefochtenen obergerichtlichen Recurserledigung keine 
Folge zu geben befunden. Ger.⸗H. 


Geſetze und Berordnungen. 


1881. I. Quartal. 


Landes⸗Geſetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Galiz’en 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 
II. Stück. Ausgeg, am 15. Jänner. 

Nr. 5. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
3. 61.272, womit der Gemeinde Kaniow ſtary das Recht zur Erhebung der 
Brücken⸗Ueberfuhrsmanth auf dem Weichſel⸗Fluſſe ertheilt wird. 

Nr. 6. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
3. 61.272, womit dem Wadowicer Bezirksrathe das Recht zur Erhebung einer 
Brückenmauth am Skawa⸗Fluſſe in Zembrzyee ertheilt wird. 

Nr. 7. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
8. 61.272, womit dem Gutsgebiete in Gumniska das Recht zur Erhebung der 
Ueberſuhrsmauth auf dem Dunajec-Fluſſe zwiſchen Swierzchow und Oſtrow er⸗ 
theilt wird. 

Nr. 8. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
8. 61.272, womit dem Gutsgebiete in Gniewezyna-Lancucka das Recht zur Er- 
hebung der Mauthgebühr von der Bruͤcke über den Mleczka-Fluß ertheilt wird. 

Nr. 9. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
3. 61.272, womit dem Gutsgebiete in Kofofina görna das Recht zur Erhebung 
einer Mauthgebühr von der Brücke über den Foſoſina-Fluß ertheilt wird. 

Nr. 10. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
Z. 61.272, womit dem Gutsgebiete in Babin das Recht zur Erhebung der Ueber⸗ 
fuhrsmauth auf dem Lomnica-Fluſſe ertheilt wird. 

Nr. 11. Kundmachung der k k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
8. 61.272, womit dem Bezirksrathe in Rudki das Recht zur Erhebung von Mauth- 
ge bühren auf der Komarno-Grodeker Bezirksſtraße ertheilt wird. 

Nr. 12. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
Z. 61.272, betreffend die Berechtigung des Bezirksrathes in Krosno zur weiteren 
Erhebung der Brückeumauth am Wistof-Flufie. 

Nr. 13. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
Z. 61.474, womit dem Bezirksausſchuſſe in Drohobycz das Recht zur Erhebung 
von Mauthgebühren auf der von Drohobyez über Stebnik nach Truskawiec 
führenden Bezirksſtraße ertheilt wird. 

Nr. 14. Kundmachung der k. k. Stattholterei vom 27. November 1880, 
8. 61.474, womit dem Bezirksrathe in Rzeszow das Recht zur Erhebung einer 
Ueberſuhrsmauth auf dem Wistof-Fluffe an der Domaradz-Strzyzower Bezirksſtraße 
ertheilt wird. 

Nr. 15. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
3. 61.474, womit dem Bezirksrathe in Mielec das Recht zur Erhebung don 
Mauthgebühren auf der Mielec-Radomysler Bezirksſtraße ertheilt wird. 

Nr. 16. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
8. 61.474, womit dem Gutsgebiete, in Kraſiezyn das Recht zur Erhebung einer 
Ueberfuhrsmauth auf dem San-Fluſſe ertheilt wird. 

Nr. 17. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
Z. 61.474, womit dem Gutsgebiete und der Gemeinde Tynowa das gemeinjante 
Recht zur Erhebung einer Mauthgebühr von der Brücke über den Byſtrzyca-Fluß 
ertheilt wird. 

Nr. 18. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
3. 61.474, womit dem Gutsgebiete in Gemeinſchaft mit der Stadtgemeinde Busk, 
Bezirk Kamionka ſtrumilowa, das Recht zur Erhebung einer Brückenmauth er- 
theilt wird. 

Nr. 19. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 27. November 1880, 
3. 61.474, womit das Recht zur Erhebung von Brückenmauthgebühren den Guts⸗ 
gebieten in Kutkorz, Wojniköw, Dolpotöw, Wiktorow, der Stadtgemeinde Halicz 
ſammt dem Gutsgebiete und der Gemeinde Tuſtan ertheilt wird. 

Nr. 20. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 26. December 1880, 
3. 66.426, betreffend die Bewilligung für die Gemeinden: Annaberg, J.odzinka, 
Nowa wies, Lubycza, Belzec, Korczmin, Staje und Tarnoszyn zur Einhebung 
von Gemeindezuſchlägen zu den directen Steuern. 

III. Stück. Ausgeg. am 24. Jänner. 

Nr. 21. Kundmachung der galiziſchen k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 
27. December 1880, Z. 69.206, in Betreff der Ermächtigung der k. k. Poſtämter 
zur Abfertigung von für das Ausland beſtimmten Poſt ſendungen. 

Nr. 22. Kundmachung des k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 3. Jänner 
1851, 3. 12.627 pr. ex 1880, betreffend die Ausſcheidung der Gemeinden: 
Kalnikow, Malnow und Malnowka vel Wola malnowska aus den Sprengeln 
der k. k. Bezirkshauptmaunſchaft in Jaworöw und des k. k. Bezirksgerichtes in 
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Krakowiec und deren Zuweiſung zu den Sprengeln der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft und des k. k. Bezirksgerichtes iu Moseiska. 

Nr. 23. Verordnung des k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 31. December 
1880, 3. 12.878, pr., betreffend einige Aenderungen in der bisherigen Abgrenzung 
der Bezirksvertretungsſprengel des Königreiches Galizien. 

Nr. 24. Geſetz vom 30. December 1880, giltig im Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthum Krakau, betreffend die Bewilligung 


für die Gemeinde Mielec zur Erhebung einer Gemeindeauflage von den in das 


Gemeindegebiet eingeführten und daſelbſt verbrauchten verſüßten ſpirituoſen Getränken 
und Arak. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Oberinſpeetor und Oberfinanzrathe der 
Generaldirection der Tabakregie Simon Sellak anläßlich deſſen Penſionirung 
den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtverwalter Anton Mathies in Bregen; 
den Titel und Eharakter eines Oberpoſtverwalters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectiousrathes 
bekleideten Hof⸗ und Miniſterialſecretär im k. k. Miniſterium des Aeußern 
Dr. Ernſt Khu den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei und dem 
Hof und Miniſterial⸗Concipiſten erſter Claſſe in jenem Miniſterium Anton von 
Gömöry das Ritterkreuz des Franz-Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Sechshaus Erich 
Grafen Kielmansegg den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei 
verliehen. : 

Seine Majeftät haben dem Rechuungsrathe des k. k. Miniſteriums des 
Aeußern Heinrich Riede! anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des 
Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Mojeität haben dem Poſtoffieial Franz Krahulik in Bregenz 
anläßlich deſſen Penſiontirung den Titel und Charakter eines Poſtcontrolors 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Univerſitäts-Bibliothekar in Krakau Dr. Karl 
Eſtreicher den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit der Leitung des k. und k. Generalconſulates 
in Philippopel betrauten Conſul Sigmund Ritter von Piombazzi, ſowie dem 
bei dem k. und k. Generalconſulate in Warſchau in Verwendung ſtehenden 
Carlos Oliva das Ritterkreuz des Franz-Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Finanzminiſteriunt 
Karl Hahöcker anläßlich deſſen Penſionirung din Titel und Charakter eines 
Rechnungsrathes tarfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Junern hat den 
Polizeirath der Polizeidirection in Lemberg Julius Friedrich, die Statthalterei— 
ſecretäre Karl Ritter von Popiel, Johaun Jahner und Joſef Salamon, 
dann den Miniſterial-Viceſecretär im Min iſterium des Innern Wladimir Grafen 
Los-Grotkow zu Bezirkshauptmännern, ferner die Bezirkscommiſſäre Dr. Theo- 
phil Sozauski, Johann Hellmaun und Marzell Ritter von Ma naſterski, 
ſowie den Miniſterial⸗Concipiſten im Miniſterium des Innern Wladimir Ritter 
von Kabat zu Statthaltereifecretären in Galizien ernannt. 


Erledigungen. 


Ingenieurſtelle für den Staatsbandienſt in Niederöſterreich, eventuell eine 
Bauadjunctenſtelle in der neunten, reſp. zehnten Rangsclaſſe, bis Ende December. 
(Amtsbl. Nr. 268.) 

Controlorsſtelle bei der Krakauer Telegraphen-Hauptſtation mit der neunten 
Rangsclaſſe, bis 15. December. (Amtsbl. Nr. 268.) 

Proviſoriſche Jngenieursſtelle für den Staatsbaudienſt in Dalmatien, even: 
tuell Bauadjunctenſtelle in der neunten, eventuell zehnten Raugsclaſſe, bis 8. De- 
cember. (Amtsbl. Nr. 269.) 

Bibliothekarsſtelle an der k. k. Univerſitäts⸗Bibliothek in Innsbruck mit de. 
ſechſten Rangsclaſſe, bis Ende December. Amtsbl. Nr. 272.) 

Kanzliſtenſtelle bei der niederöſterreichiſchen Statthalterei mit der eilften 
Rangsclaſſe, bis 7. Jänner 1882. (Amtsbl. Nr. 273.) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei der Direction der adminiſtrativen Statiſtik mit 
der eilften Rangsclaſſe, bis 6. Jänner 1882. (Amtsbl. Nr. 273.) 


Soeben erschien in der Manz'schen Hotverlags- und Univer- 
sitäts-Buchhandlung in Wien und ist durch alle Buchbandlungen zu 
bezieben: 
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